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Betrifft:
<Titre>Begründete Stellungnahme der Tschechischen Abgeordnetenkammer zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen</Titre>

(COM(2012)0614 – C7-0382/2012 – 2012/0299(COD))

Nach Artikel 6 des Protokolls Nr. 2 über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit können die nationalen Parlamente binnen acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Zuleitung des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts in einer begründeten Stellungnahme an die Präsidenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission darlegen, weshalb der Entwurf ihres Erachtens nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist.

Gemäß der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments ist der Rechtsausschuss für die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips zuständig.

In der Anlage erhalten Sie zur Kenntnisnahme eine mit Gründen versehene Stellungnahme der Tschechischen Abgeordnetenkammer zu dem oben genannten Vorschlag.

ANHANG

Parlament der Tschechischen Republik

ABGEORDNETENKAMMER

2012

6. Wahlperiode

274.

BESCHLUSS

des Ausschusses für europäische Angelegenheiten

39. Sitzung vom 6. Dezember 2012 
zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen /Dok.-Nr. 16433/12, (COM(2012) 614 endg.)

zur Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an wirtschaftlichen Führungspositionen –  ein Beitrag zu intelligentem, nachhaltigem und integrativem Wachstum / Dok.-Nr. (COM(2012) 615 endg.)
___________________________________________________________________________

Nach Anhörung des stellvertretenden Ministers für Arbeit und Soziales, Zdeňek Kadlec, der leitenden Direktorin der Abteilung für internationale Beziehungen des Justizministeriums, Zuzana Fišerová, nach Kenntnisnahme des Berichts der Abgeordneten Sonia Marková und Viktor Paggio sowie nach Beratung

b i l l i g t   der Ausschuss für europäische Angelegenheiten die Stellungnahme, die diesem Beschluss als Anlage beigefügt ist.






(gez.) Soňa Marková

(gez.) Josef Šenfeld


(gez.) Viktor Paggio

(gez.) Jan Bauer

Prüfer des Ausschusses

Berichterstatter

Ausschussvorsitzender

Anlage zum Beschluss Nr. 274
Entwurf für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen

COM(2012)0614 endg. – Ratsdokument 16433/12

Interinstitutionelles Dossier: 2012/0299 (COD)

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an wirtschaftlichen Führungspositionen –  Beitrag zu einem intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstum
COM(2012)0615 endg. – Ratsdokument 16428/12

· Rechtsgrundlage:

Artikel 157 Absatz 3 AEUV [Richtlinienvorschlag – COM(2012)0614 endg.].

Informatives Dokument [Mitteilung – COM(2012)0615 endg.].

· Datum der Übermittlung an die Abgeordnetenkammer durch den Ausschuss für europäische Angelegenheiten

21. 11. 2012

· Prüfung im Ausschuss:

29. 11. 2012 (1. Phase)

· Verfahren:

Mitentscheidung [Richtlinienvorschlag – COM(2012)0614 endg.].
Keine Abstimmung im Rat erforderlich [Mitteilung – COM(2012)0615 endg.].

· Vorläufige Stellungnahme der Regierung (gemäß § 109a Absatz 1 der Geschäftsordnung der Abgeordnetenkammer):

Die Stellungnahme mit Datum vom 30. 11. und 27. 11. 2012 wurde am 5. 12. 2012 per ISAP-System an den Ausschuss für europäische Angelegenheiten übermittelt.

· Beurteilung im Hinblick auf den Grundsatz der Subsidiarität:

Der Richtlinienvorschlag (COM(2012)0614 endg.) verstößt gegen das Subsidiaritätsprinzip (siehe unten).
· Begründung und Gegenstand

1. Allgemein

Der Begriff „positive Maßnahmen“ (im Englischen „affirmative action“ oder „positive action“), der im Tschechischen manchmal mit einer gegenüber der ursprünglichen Bedeutung negativen Konnotation als positive Diskriminierung („pozitivní diskriminace“) wiedergegeben wird
, umfasst ein breites Spektrum an Maßnahmen, mit denen sich der Staat um eine Besserstellung von faktisch benachteiligten Gruppen bemüht, die sich gegenüber den übrigen Gruppen in einer Position der Ungleichheit befinden. Der Begriff „positive Maßnahmen“ hängt somit mit der materiellen Gleichheit zusammen und kommt zur Anwendung, wenn die Instrumente der formellen Gleichheit nicht zum gewünschten Ziel führen. Positive Maßnahmen sind in den Rechtsordnungen vieler Staaten vorgesehen, insbesondere solcher Staaten, in denen Bevölkerungsgruppen aufgrund ihrer Rassen- oder Kastenzugehörigkeit diskriminiert wurden, wie etwa in den USA, in Indien oder in Südafrika. 

Die Privilegierung bestimmter Gruppen mittels positiver Maßnahmen geht jedoch mit einer Abweichung vom Grundsatz der formellen Gerechtigkeit im Sinne der Gleichbehandlung einher. Einer solchen Abweichung sollten daher schwerwiegende Sachverhalte vorausgehen. In der Fachliteratur
 zum Thema Diskriminierung werden vier Bereiche genannt, in denen positive Maßnahmen gerechtfertigt sind: 

· Wiedergutmachung vorausgegangenen Unrechts,

· Umverteilung von Gütern,

· bessere Vertretung von Minderheitengruppen, 

· Verbesserung des sozialen Zusammenhalts und Abbau von Spannungen in der Gesellschaft.

In die Kategorie „bessere Vertretung von Minderheitengruppen“ (im Sinne von unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen) fallen auch Maßnahmen, die auf ein ausgewogeneres Geschlechterverhältnis und eine bessere Vertretung von Frauen in höheren und mittleren Führungspositionen abzielen. Besonders unausgewogen ist die Situation in Leitungs- und Aufsichtsorganen von Unternehmen. Nach den Angaben der Kommission stellen Frauen nur 13,7 % der Mitglieder der Leitungs- und Aufsichtsorgane von Unternehmen, 15 % der Aufsichtsratmitglieder bzw. nicht geschäftsführenden Verwaltungsratmitglieder und lediglich 3,2 % der Vorsitzenden. Da 60 % der Hochschulabsolventen Frauen sind, gelangte die Kommission zu der Überzeugung, dass ein Rechtsinstrument vorgeschlagen werden muss, auf dessen Grundlage sich der Frauenanteil in der Führungsebene von Unternehmen erhöhen wird. 

Die Europäische Gemeinschaft begann bereits 1984 damit, sich aktiv mit der Problematik der Beteiligung von Frauen an Entscheidungsprozessen zu befassen
. In ihrer Strategie für die Gleichstellung von Frauen und Männern aus dem Jahr 2010 erklärte die Kommission diese Thematik zu einer ihrer Prioritäten. Im Jahr 2011 stellte die Kommission die Initiative „Mehr Frauen in Vorstandsetagen – Selbstverpflichtung für Europa“ vor, mit der börsennotierte Unternehmen in Europa aufgefordert wurden, sich freiwillig dazu zu verpflichten, den Frauenanteil in ihren Leitungsorganen bis 2015 auf 30 % und bis 2020 auf 40 % zu erhöhen. Auch das Europäische Parlament forderte die Unternehmen in seiner Entschließung vom 6. Juli 2011 zu Frauen in wirtschaftlichen Führungspositionen
 dazu auf, dieses Ziel im genannten Zeitraum zu erreichen. Es forderte die Kommission auf, bis 2012 einen Rechtsakt (einschließlich Quoten) vorzuschlagen, falls sich die von den Unternehmen und den Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen als unzureichend erweisen sollten. In seiner Entschließung vom 13. März 2012 über die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Europäischen Union – Jahresbericht 2011
 bekräftigte das Europäische Parlament seine Forderung nach einer legislativen Maßnahme. 

Als jedoch die Kommission im März 2012 die auf diesem Gebiet erzielten Fortschritte beurteilte, stellte sie fest, dass sich die Situation seit 2003 im Jahresdurchschnitt nur um 0,6 % verbessert hatte
. Dies hätte bedeutet, dass es bei unveränderter Entwicklung mehr als 40 Jahre dauern würde, bis ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis erreicht wird. Die Kommission leitete daher eine öffentliche Konsultation zu möglichen Maßnahmen zur Überwindung dieses Ungleichgewichts ein und führte eine Folgenbewertung zu den Kosten und Vorteilen einer möglichen künftigen Regulierung dieses Bereichs durch. Diese Aktivitäten mündeten in die Mitteilung der Kommission „Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an wirtschaftlichen Führungspositionen – ein Beitrag zu intelligentem, nachhaltigem und integrativem Wachstum“ (COM(2012) 615 endg.) und in den Vorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen (COM(2012) 614 endg.).

Bei jeder positiven Maßnahme – egal, ob sie auf EU-Ebene oder lediglich auf Ebene der Mitgliedstaaten angenommen wird – müssen die Grenzen eingehalten werden, die der Europäische Gerichtshof in seiner relativ umfangreichen Rechtsprechung
 zur Durchführung der Antidiskriminierungsrichtlinie
 aufgestellt hat: 

· Die Maßnahme muss einen Sektor betreffen, in dem Frauen unterrepräsentiert sind.

· Die Maßnahme darf nur weiblichen Kandidaten mit gleicher Qualifikation den Vorzug vor männlichen Kandidaten geben.

· Die Maßnahme darf weiblichen Kandidaten mit gleicher Qualifikation nicht automatisch und bedingungslos den Vorzug geben, sondern sie müssen eine Öffnungsklausel enthalten, die die Möglichkeit vorsieht, in begründeten Fällen Ausnahmen zulassen, um der persönlichen Situation jedes Kandidaten Rechnung zu tragen.

2. Die Situation in den EU-Mitgliedstaaten, in Norwegen und in Island

In der Europäischen Union haben bislang drei Mitgliedstaaten (Frankreich, Italien und Belgien) eine verbindliche und sanktionsbewehrte Quotenregelung eingeführt, wobei sie dem Beispiel Norwegens, das in Sachen Frauenquote eine Vorreiterrolle einnimmt, und dem Beispiel Islands folgten. Die Niederlande und Spanien haben ebenfalls rechtliche Regelungen erlassen, die Quoten für das unterrepräsentierte Geschlecht vorsehen, allerdings wird die Nichteinhaltung dieser Regelungen nicht sanktioniert. In Dänemark, Finnland, Griechenland, Österreich und Slowenien kommen nur bei vom Staat kontrollierten Unternehmen Quoten für die Vertretung von Frauen in Leitungsgremien zur Anwendung.

In weiteren Mitgliedstaaten, die keine verbindliche Quotenregelung erlassen haben, wurden Maßnahmen getroffen, mit denen der Anteil von Frauen in höheren Führungspositionen auf freiwilliger Grundlage gefördert wird (z.B. in Dänemark, Deutschland, Luxemburg, Polen, Schweden und im Vereinigten Königreich).

a) Norwegen.

Norwegen war das erste Land, das in seiner Rechtsordnung eine verbindliche Quotenregelung eingeführt hat. Im Dezember 2003 erließ Norwegen ein Gesetz, demzufolge 40 % der Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften und staatlichen Unternehmen Frauen sein müssen. Staatlichen Unternehmen wurde eine Frist bis 2006, Aktiengesellschaften eine Frist bis 2008 gesetzt, um den gesetzlichen Anforderungen nachzukommen, und zwar unter Androhung einer Sanktion in Form der Ablehnung der Eintragung einer entstehenden Gesellschaft, eines Bußgelds oder sogar der Auflösung der Gesellschaft. 

Im Zusammenhang mit der norwegischen Erfahrung wird auf das Phänomen der „goldenen Röcke“ verwiesen. Dieser Begriff wird verwendet, um eine eng begrenzte Gruppe von unternehmerisch erfahrenen Frauen zu bezeichnen, die in einer beachtlichen Anzahl von Unternehmen Positionen in Leitungsgremien einnehmen. Durch ihre Berufung in die Vorstände von Unternehmen werden zwar die gesetzlichen Vorgaben erfüllt, allerdings nur formal. Insgesamt betrachtet gelingt es vielen Frauen außerhalb dieser exklusiven Gruppe der „goldenen Röcke“ nicht, die „gläserne Decke“ der Diskriminierung zu durchbrechen. Vielmehr werden sie durch die Auslastung der „goldenen Röcke“, also von Frauen, die in zahlreichen Unternehmen Organfunktionen wahrnehmen, daran gehindert, die mit der Wahrnehmung einer Funktion verbundenen Pflichten ordnungsgemäß zu erfüllen, wodurch das Risiko zunimmt, dass sich die Wettbewerbsfähigkeit des betreffenden Unternehmens verringert
. 
Durch die Einführung von positiven Maßnahmen in Norwegen sind der norwegischen Gesellschaft auch gewisse wirtschaftliche Kosten entstanden. Als der Plan zur Einführung positiver Maßnahmen in Norwegen bekannt gemacht wurde, kam es zu einem deutlichen Rückgang der Aktienkurse der betroffenen Unternehmen. Die Unternehmen, die verpflichtet wurden den Frauenanteil in ihren Organen zu erhöhen, verzeichneten in den folgenden Jahren einen Rückgang ihres Werts um 18 Prozent
. Trotz dieser negativen Begleiterscheinungen hat die norwegische Regelung ihr Ziel erreicht: Die positive Maßnahme führte dazu, dass der Frauenanteil in Vorständen von Unternehmen bei 44 Prozent liegt
. 
b) Island

Bereits 2006 hat sich Island das relativ ehrgeizige Ziel gesetzt, in den Leitungsgremien von öffentlichen Unternehmen und von Gesellschaften, die sich mehrheitlich oder ausschließlich in kommunalem Besitz befinden, einen Frauenanteil von 50 % zu erreichen. Im Jahr 2010 wurde eine Regelung erlassen, die vorschreibt, dass bis 2013 ein Frauenanteil von 40 % in den Vorständen von Aktiengesellschaften mit mehr als 50 Beschäftigten erreicht werden muss.

c) Frankreich 

Im Januar 2011 führte Frankreich eine verbindliche Regelung ein, die für börsennotierte Unternehmen, Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten und Unternehmen mit mehr als 50 Millionen Euro Jahresumsatz einen Frauenanteil von mindestens 40 % in den jeweiligen Leitungsgremien vorschreibt. Dieses Ziel soll bis Januar 2017 erreicht werden, und als Zwischenziel soll bereits bis Januar 2014 ein Anteil von 20 % erreicht werden. Wenn die Unternehmen den gesetzlichen Vorgaben nicht nachkommen, erhalten die Mitglieder ihrer Leitungsorgane keine Vergütung für die Wahrnehmung ihrer Funktion oder es wird gegebenenfalls ihre Ernennung in das Leitungsgremium annulliert. 

d) Italien

Gemäß einem Gesetz vom Juni 2011 müssen in Italien börsennotierte Unternehmen, öffentliche Unternehmen und Unternehmen mit Staatsbeteiligung bis 2015 einen Frauenanteil von 33 % (bis 2012: 20 %) in ihren Leitungsgremien erreichen. Andernfalls droht ihnen ein Bußgeld in Höhe von bis zu einer Million Euro und die Abberufung des Leitungsgremiums. 

e) Belgien

Gemäß der belgischen Regelung vom September 2011 müssen Frauen zu mindestens einem Drittel in den Leitungsgremien von öffentlichen Unternehmen (bis 2011/2012), börsennotierten Unternehmen (bis 2017/2018) und kleinen börsennotierten Unternehmen (bis 2019/2020) vertreten sein. Solange nach Ablauf der Frist in einem konkreten Unternehmen keine hinreichende Vertretung von Frauen im Leitungsgremium gewährleistet ist, sind alle Neu- oder Wiederernennungen von Mitgliedern des Leitungsgremiums ungültig. Tritt auch nach einem Jahr keine Verbesserung der Situation ein, verlieren die Mitglieder des Leitungsgremiums ihren Anspruch auf sämtliche Vergütungen und Entschädigungen. 

· Inhalt: 
a) Mitteilung „Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an wirtschaftlichen Führungspositionen – ein Beitrag zu intelligentem, nachhaltigem und integrativem Wachstum (im Folgenden „die Mitteilung“)
Die Mitteilung geht auf die gegenwärtige Situation der unzureichenden Vertretung von Frauen in Führungsgremien von Unternehmen ein, beschreibt die wichtigsten Hürden, die Frauen am beruflichen Aufstieg hindern, und zeigt Wege auf, wie strukturelle und unumkehrbare Veränderungen erreicht werden können.

Die Kommission weist in ihrer Mitteilung darauf hin, dass das unausgewogene Verhältnis zwischen Frauen und Männern in den Leitungsorganen von Unternehmen nur die Spitze des Eisbergs weiter verbreiteter Ungleichheiten in der Stellung von Männern und Frauen darstellt. Ursächlich hierfür seien die herkömmlichen Geschlechterrollen, die Arbeitsaufteilung, die Orientierung von Frauen und Männern bei der Wahl der Ausbildung und die überwiegende Tätigkeit von Frauen in einigen wenigen Berufen, die oftmals eine geringere Wertschätzung genießen und schlechter bezahlt sind. Das Fehlen von Maßnahmen für eine bessere Vereinbarkeit von beruflichen und familiären Pflichten hindere Frauen erheblich daran, Führungspositionen wahrzunehmen. Die Kommission geht auch auf die Problematik der sog. „gläsernen Decke“ ein, also die Hindernisse, die Frauen bei ihrem beruflichen Aufstieg in den Weg gelegt werden, sowie auf die unzureichende Transparenz bei Einstellungen und Beförderungen.

Im Anschluss daran führt die Kommission in ihrer Mitteilungen Maßnahmen auf, die auf mitgliedstaatlicher Ebene im Hinblick auf eine ausgewogenere Vertretung von Frauen und Männern in Führungspositionen ergriffen worden sind, und gelangt dabei zu dem Schluss, dass die Kluft zwischen den Mitgliedstaaten in der EU immer größer wird, und zwar sowohl im Hinblick auf die tatsächlich erzielten Fortschritte als auch im Hinblick auf die Art der auf nationaler Ebene getroffenen Maßnahmen. Unter Verweis auf Studien aus der Wirtschaft (insbesondere die Studie des Credit Suisse Research Institute (August 2012), „Gender diversity and corporate performance“ und die Forschungsstudie von Deutsche Bank Research (2010), „Auf dem Weg zu gender-balanced leadership“) sieht sie es als erwiesen an, dass sich die Geschlechterdiversität in Leitungs- und Aufsichtsorganen in innovativen Ideen, einer höheren Wettbewerbsfähigkeit und Leistung sowie einer besseren Corporate Governance niederschlägt. Da die einzelnen innerstaatlichen Initiativen unterschiedliche Anforderungen an die Corporate Governance von Unternehmen aufstellen und europäischen Unternehmen unterschiedliche Sanktionen auferlegen, können sie den Binnenmarkt behindern, weshalb aus Sicht der Kommission ein Tätigwerden auf der Ebene der Union als Ganzes erforderlich ist. Aufgrund der wirtschaftlichen Bedeutung, der Bekanntheit und des Einflusses börsennotierter Gesellschaften auf den EU-Markt konzentriert sich die Kommission auf diese Gesellschaften (kleine und mittlere börsennotierte Unternehmen sind ausgenommen, da diesen unter Umständen ein unverhältnismäßig großer Verwaltungsaufwand entstünde). 

Aus diesen Gründen schlägt die Kommission eine legislative Maßnahme vor, die als Mindestziel einen Anteil von 40 % des unterrepräsentierten Geschlechts unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften festlegt, das bis 2020 beziehungsweise für börsennotierte Gesellschaften, bei denen es sich um öffentliche Unternehmen handelt, bis 2018 zu erreichen ist. Diese Maßnahme sollte mit wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen bei Nichteinhaltung der Zielvorgaben einhergehen und zeitlich befristet sein. 

Laut Kommission soll die Legislativmaßnahme von politischen und finanziellen Maßnahmen begleitet werden. Die Kommission verpflichtet sich, die Mitgliedstaaten nachdrücklich aufzufordern, die derzeit für die Privatwirtschaft vorgeschlagenen Maßnahmen auch im öffentlichen Sektor durchzuführen. Außerdem wird die Kommission:

· Initiativen zur Bekämpfung stereotyper Darstellungen der Rolle der Frau und des Mannes in der Gesellschaft, auf dem Arbeitsmarkt und in Bezug auf Führungspositionen unterstützen,

· zur Schaffung eines sozialen, wirtschaftlichen und unternehmerischen Umfelds beitragen, das eine ausgewogene Teilhabe von Frauen und Männer an Führungspositionen begünstigt,

· das Bewusstsein für den wirtschaftlichen und unternehmerischen Nutzen der Gleichstellung und einer ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern in Entscheidungsgremien fördern,

· Fortschritte im Hinblick auf eine ausgewogene Teilhabe von Frauen und Männern an Entscheidungspositionen EU-weit unterstützen und kontrollieren.

b) Vorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen
Der Richtlinienvorschlag enthält Bestimmungen zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften.

In Artikel 4 Absatz 1 bis 3 werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass börsennotierte Gesellschaften, in denen das unterrepräsentierte Geschlecht in den Leitungsorganen weniger als 40 Prozent der nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder stellt, neue Mitglieder auf der Grundlage eines Vergleichs der Qualifikationen der Kandidaten nach klaren, neutral formulierten und eindeutigen Kriterien auswählen, wobei sich die Anzahl dieser Positionen so weit wie möglich dem Anteil von 40 % annähern soll, aber nicht mehr als 49 % entsprechen darf. Bei der Auswahl der Kandidaten für diese Posten soll dem Kandidaten des unterrepräsentierten Geschlechts Vorrang eingeräumt werden, wenn der betreffende Kandidat die gleiche Qualifikation hat wie der Kandidat des anderen Geschlechts und wenn eine objektive Beurteilung, bei der alle die einzelnen Kandidaten betreffenden Kriterien berücksichtigt werden, nicht ergeben hat, dass spezifische Kriterien zugunsten des Kandidaten des anderen Geschlechts überwiegen. Mit dieser relativ komplizierten Regelung wird – vereinfacht gesagt – ein Präferenzsystem für die Auswahl der Mitglieder von Aufsichtsräten bzw. der nichtgeschäftsführenden Direktoren eingeführt (nachfolgend „Aufsichtsorgane“). Bei einem Auswahlverfahren für einen Sitz im Aufsichtsorgan eines börsennotierten Unternehmens soll dem Bewerber der Vorzug eingeräumt werden, der dem benachteiligten Geschlecht angehört, soweit die Auswahl zwischen zwei gleich qualifizierten Bewerbern getroffen wird. Die Präferenzregelung kommt nicht zur Anwendung, wenn der dem unterrepräsentierten Geschlecht angehörige Bewerber geringer qualifiziert ist.  

In Artikel 4 Absatz 4 des Richtlinienvorschlags werden die Mitgliedstaaten zudem verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass erfolglose Kandidaten über die Kriterien für die Auswahl der Kandidaten und gegebenenfalls über die Erwägungen, die den Ausschlag für den Kandidaten des anderen Geschlechts gegeben haben, in Kenntnis gesetzt werden. In Artikel 4 Absatz 5 des Richtlinienvorschlags werden die Mitgliedstaaten ferner verpflichtet, für Fälle, die sich auf Verstöße von Unternehmen gegen die Pflichten aus Artikel 4 Absatz 3 bis 4 beziehen, eine Beweislastumkehr einzuführen. 

Während die oben genannten Bestimmungen verpflichtende Regelungen für nicht geschäftsführende Leitungsorgane von Gesellschaften vorsehen, legt Artikel 5 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags börsennotierten Gesellschaften die Pflicht auf, Eigenverpflichtungen hinsichtlich einer ausgewogenen Vertretung beider Geschlechter unter den geschäftsführenden Direktoren/Vorstandsmitgliedern einzugehen, die spätestens zum 1. Januar 2020 beziehungsweise bei börsennotierten öffentlichen Unternehmen spätestens zum 1. Januar 2018 umgesetzt werden müssen. Im Unterschied zu Artikel 4 werden jedoch keine verpflichtenden Kriterien für diese Eigenverpflichtungen aufgestellt. Gemäß Artikel 5 Absatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die unter die Richtlinie fallenden Gesellschaften, die nationalen Behörden regelmäßig über die Zusammensetzung ihrer Leitungs- und Aufsichtsorgane informieren. Erfüllt eine Gesellschaft die Zielvorgaben nach Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 1 nicht, so muss sie zusätzlich zu den oben genannten Angaben auch die Gründe für die Nichteinhaltung nennen und darlegen, welche Maßnahmen sie zu ergreifen gedenkt, um ihren Verpflichtungen nachzukommen. 

Artikel 6 des Richtlinienvorschlags enthält Bestimmungen über Sanktionen. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen festzulegen. Artikel 6 Absatz 2 enthält eine beispielhafte Aufzählung möglicher Sanktionen. Bei diesen Sanktionen kann es sich – muss es sich aber nicht – um Geldbußen oder die Nichtigkeit der Bestellung oder der Wahl von nicht geschäftsführenden Direktoren bzw. Aufsichtsratsmitgliedern handeln, wenn dabei gegen die Anforderungen der Richtlinie verstoßen wurde. 

· Die Lage in der Tschechischen Republik

Was die Vertretung von Frauen in den Leitungsorganen
 der großen börsennotierten Unternehmen betrifft, liegt die Tschechische Republik bei vergleichender Betrachtung im Mittelfeld – der Anteil der Frauen in den genannten Organen liegt bei 15,4 % gegenüber 13,7 % im gesamteuropäischen Durchschnitt. Keines dieser Unternehmen hat eine Frau als Vorstandsvorsitzende oder Generaldirektorin. Es besteht jedoch seit langem ein deutliches Ungleichgewicht. 

Die soziökonomische Entwicklung und die Spezifika des rechtlichen Umfelds in der Tschechischen Republik haben dazu geführt, dass sich die Zahl der Unternehmen, die ihren Sitz in der Tschechischen Republik haben und an der tschechischen Börse notiert sind, im Vergleich zu anderen Staaten relativ begrenzt ist. Von der vorgeschlagenen Regelung wären nach Angaben der Kommission etwa 10 bis 20 börsennotierte Unternehmen in der Tschechischen Republik betroffen. Wenn man berücksichtigt, dass die Anzahl der Sitze in den Aufsichtsorganen der Unternehmen, die unter die vorgeschlagene Regelung fallen, ebenfalls begrenzt ist, kann man zu der vorsichtigen Annahme gelangen, dass die vorgeschlagene Regelung in der Tschechischen Republik sehr geringe soziökonomische Auswirkungen haben wird. Es lässt sich aber nicht ausschließen, dass der Vorschlag lediglich das Vorspiel für eine intensivere Gesetzgebungstätigkeit der EU in Bezug auf eine gleiche Vertretung von Frauen und Männern im Bereich des gesamten Arbeitsrechts mit weitreichenden Auswirkungen für die Mitgliedstaaten („Politik der Türöffnung“) darstellt.

· Auswirkungen

Gegen die Einführung von positiven Maßnahmen – insbesondere in Form von Quoten in Unternehmen – führen Kritiker oft an, dass dadurch das meritokratische Prinzip als grundlegendes Kriterium für die Auswahl der am besten geeigneten Bewerber für eine Geschäftsführungs- oder Aufsichtsposition negiert wird. Private Unternehmen, die am Markt der Konkurrenz der übrigen Wettbewerber ausgesetzt sind, reduzieren die Kriterien für die Auswahl von Bewerbern in der Regel auf solche intellektuellen Eigenschaften und Persönlichkeitsmerkmale, die es ihnen ermöglichen, im Marktwettbewerb am besten abzuschneiden. Andere Kriterien bringen das Risiko einer Absenkung des professionellen Standards mit sich, wodurch sich auch die Wettbewerbsfähigkeit des betreffenden Unternehmens verschlechtern kann
.  

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass auf keine Erfahrungen von Mitgliedstaaten zurückgegriffen werden kann, die in ihren Rechtsordnungen verbindliche Quoten und Sanktionen eingeführt haben. Da die betreffenden Regelungen erst 2011 verabschiedet wurden, liegen nämlich so gut wie keine Erfahrungen vor. Was die Bewertung der Auswirkungen der Einführung der Quoten auf die Vertretung in den Leitungsgremien von Unternehmen in Norwegen betrifft, wurde in einer der Analysen
 darauf hingewiesen, dass die Regelung negative Auswirkungen auf den Wert der betroffenen Unternehmen hatte. Der Grund hierfür lag aber nicht in der Tatsache, dass eine höhere Anzahl an Frauen in die Unternehmensführung berufen wurde, sondern darin, dass es sich dabei um junge Frauen mit minimalen praktischen Erfahrungen handelte. 

Die Annahme positiver Maßnahmen wird zugleich zu höheren administrativen Ausgaben für die betroffenen Unternehmen führen. Dies erkennt auch die Kommission an, die aufgrund der unverhältnismäßigen administrativen Belastung kleine und mittlere Unternehmen vom Anwendungsbereich der vorgeschlagenen Richtlinie ausnimmt. Die größere administrative Belastung lässt sich jedoch laut Auffassung der Kommission „durch die Beiträge in Form einer höheren Leistungsfähigkeit, innovativer Ideen und einer Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen“ und somit auch der Wirtschaft der Union insgesamt rechtfertigen
. 
Was die Einführung des Instituts der Beweislastumkehr in die nationale Rechtsordnung betrifft, ist festzustellen, dass dieses Rechtsinstitut schon im Zusammenhang mit der Umsetzung der Richtlinie 97/80/EG über die Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts beziehungsweise der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf in die Rechtsordnung der Tschechischen Republik eingeführt wurde. Bei der betreffenden Vorschrift handelt es sich um § 133a der Zivilprozessordnung (Gesetz Nr. 99/1963 Slg.), in der zuletzt geänderten Fassung.

· Standpunkt der Regierung der Tschechischen Republik

Die Regierung der Tschechischen Republik hat über das federführende Ministerium für Arbeit und Soziales und das ebenfalls beteiligte Justizministerium zum Ausdruck gebracht, dass sie den Richtlinienvorschlag grundsätzlich ablehnt und auch gegenüber der Mitteilung eine Reihe von Vorbehalten hat. Nach Auffassung der Regierung der Tschechischen Republik verstößt die Regelung gegen die Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit. Darüber hinaus ist die Regierung der Auffassung, dass die Verabschiedung der vorgeschlagenen Regelung auf EU-Ebene nicht auf die angeführte Rechtsgrundlage gestützt werden kann. Außerdem hat die Tschechische Republik eine Reihe von grundsätzlichen Vorbehalten gegenüber dem Inhalt der vorgeschlagenen Regelung. 

· Standpunkt der Abteilung für europäische Angelegenheiten des Parlamentsinstituts:

Rechtsgrundlagen für diesen Richtlinienvorschlag:

Auf dem Gebiet der Bekämpfung von Diskriminierungen kann die Europäische Union ihre Kompetenzen ausüben, indem sie gemäß Artikel 157 Absatz 3 AEUV Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung des Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung beschließt
. Gemäß Artikel 157 Absatz 4 AEUV
 hindert der Grundsatz der Gleichbehandlung die Mitgliedstaaten jedoch nicht daran, zur Erleichterung der Berufstätigkeit des unterrepräsentierten Geschlechts Vergünstigungen zu beschließen. Es stellt sich somit die Frage, ob Artikel 157 Absatz 4 AEUV gegenüber Artikel 157 Absatz 3 AEUV eine Spezialvorschrift darstellt und somit der Erlass positiver Maßnahmen auf dem Gebiet der Gleichbehandlung den Mitgliedstaaten vorbehalten ist. Sollten die betreffenden Bestimmungen in dieser Weise ausgelegt werden, könnte nicht ausgeschlossen werden, dass die vorgeschlagene Regelung gegen den Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung verstößt, da die gewählte Rechtsgrundlage, also Artikel 157 Absatz 3 AEUV, als ungeeignet für die fragliche Kompetenzausübung der EU betrachtet werden könnte. Betrachtet man jedoch die vorgeschlagene Maßnahme als eine Maßnahme, die in den Bereich der Gewährleistung des Grundsatzes der Chancengleichheit und nicht in den Bereich der Gleichbehandlung fällt, so greift die angeführte Argumentation nicht, da die in Artikel 157 Absatz 4 vorgesehene Kompetenz der Mitgliedstaaten nur für die Verabschiedung positiver Maßnahmen auf dem Gebiet der Gleichbehandlung gilt. So gesehen erscheint Artikel 157 Absatz 3 AEUV als zulässige Rechtsgrundlage für die vorgeschlagene Richtlinie.  

Was Artikel 157 Absatz 3 AEUV als Rechtsgrundlage betrifft, könnte sich aber der Erlass positiver Maßnahmen im Bereich der Unternehmensführung insoweit als problematisch erweisen, als sich Artikel 157 Absatz 3 AEUV auf Arbeits- und Beschäftigungsfragen bezieht. Bei einer engen Auslegung des Begriffs „Arbeit“ (in der englischen Fassung: „occupation“) könnte man zu dem Schluss gelangen, dass sich die Kompetenz der EU nur auf Angestellte, also arbeitsrechtliche Verhältnisse, bezieht und nicht auf die Mitglieder von Aufsichts- oder Leitungsorganen von Unternehmen, deren Beziehungen zum jeweiligen Unternehmen nicht in arbeitsrechtlichen Bestimmungen geregelt sind. Es stellt sich aber die Frage, ob eine solche enge Auslegung angezeigt ist, da der Begriff „Arbeit“ in der üblichen Bedeutung des Wortes auch jede Ausübung von Tätigkeiten umfassen kann, wie etwa Tätigkeiten auf der Grundlage eines Arbeitsvertrags, eines Werkvertrags oder eines Auftragsverhältnisses, einschließlich der Ausübung der Funktion eines Aussichtsrats- oder Vorstandsmitglieds in einem Unternehmen. Man kann davon ausgehen, dass die Mitgliedstaaten, wenn sie bei den Gründungsverträgen die Absicht gehabt hätten, der Union nur für den Bereich der Beschäftigung Kompetenzen zu übertragen, den sachlichen Anwendungsbereich von Artikel 157 Absatz 3 AEUV auf eben diesen und ausschließlich diesen Bereich beschränkt hätten
. Schließlich spricht auch die bestehende Nomenklatur der Richtlinien zur Gleichbehandlung für eine solche Auslegung. So deckt etwa der sachliche Geltungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c nicht nur arbeitsrechtliche Beziehungen (Anstellungsverhältnisse) ab, sondern auch die selbständige Erwerbstätigkeit und die freien Berufe. 

Auch Artikel 19 Absatz 1 AEUV
 kommt als Rechtsgrundlage in Betracht. Diese Bestimmung ermöglicht es der Union, geeignete Vorkehrungen zu treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts zu bekämpfen. Auch wenn in der Begründung der vorgeschlagenen Richtlinie nicht ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass die darin vorgesehenen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Diskriminierungen stehen, geht dies doch aus der Natur der Maßnahmen hervor. Argumentum a maiori ad minus kann geschlossen werden, dass, wenn die Union eine Kompetenz für Maßnahmen zu Bekämpfung von Diskriminierungen besitzt, sie auch einzelne Maßnahmen ergreifen kann, die unmittelbar mit der Bekämpfung von Diskriminierungen zusammenhängen. Wenn die Kommission die vorgeschlagene Richtlinie auf diese Bestimmung stützen würde, unterläge ihre Annahme einem besonderen Gesetzgebungsverfahren, was unter anderem eine einstimmige Zustimmung im Rat bedeutet (im Unterschied zur qualifizierten Mehrheit im Rat im Falle des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens, nach dem auf Artikel 157 Absatz 3 AEUV gestützte Maßnahmen verabschiedet werden. 

Vereinbarkeit des Vorschlags mit dem Subsidiaritätsprinzip 

Nach dem in Artikel 5 Absatz 3 EUV verankerten Subsidiaritätsprinzip „wird die Union in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind.“ In Artikel 157 Absatz 4 wird im Zusammenhang mit den Mitgliedstaaten ausdrücklich auf die Befugnis hingewiesen, positive Maßnahmen zu ergreifen, um den Grundsatz der Gleichbehandlung zu gewährleisten. Die Bestimmung zeigt, dass es sich bei der Verabschiedung positiver Maßnahmen um einen politisch sensiblen Bereich handelt und sie ermöglicht es den Mitgliedstaaten, ihre diesbezüglichen Kompetenzen unter Berücksichtigung ihrer kulturellen, historischen und rechtlichen Entwicklungen auszuüben. Nicht ohne Relevanz ist ferner die Frage, ob mit einer Regelung auf Unionsebene den genannten Aspekten (z.B. den Unterschieden zwischen dem dualistischen und dem monistischen Modell bei Aktiengesellschaften, der Rechtsnatur der Mitgliedschaft in Aufsichts- und Leitungsorganen von Aktiengesellschaften usw.) überhaupt hinreichend Rechnung getragen werden kann und ob sich eine Harmonisierung in diesem Bereich nicht zu weit von den tatsächlichen Bedürfnissen der Gesellschaften entfernt, die sich aus den unterschiedlichen soziokulturellen Gegebenheiten der einzelnen Mitgliedstaaten ergeben. 

Die Kommission begründet die Notwendigkeit verbindlicher Quoten auf Unionsebene damit, dass nur eine Regelung auf Unionsebene den nicht erwünschten Wettbewerb der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Gleichbehandlung („race to the bottom“) begrenzen und den bislang noch zögernden Mitgliedstaaten, die aus Sorge vor einer möglichen Benachteiligung der eigenen Unternehmen vom Erlass positiver Maßnahmen auf nationaler Ebene absehen, Unterstützung bieten kann. 

Vereinbarkeit des Vorschlags mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Gemäß dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Artikel 5 Absatz 4 EUV) gehen die Maßnahmen der Union inhaltlich wie formal nicht über das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß hinaus. Bislang haben drei Mitgliedstaaten der EU verbindliche Quoten eingeführt, alle im Laufe des Jahres 2011. Was die praktische Anwendung dieser Regelungen betrifft, liegen – auch aufgrund der langen Dauer zwischen dem Erlass und dem Inkrafttreten dieser Regelungen – so gut wie keine Erfahrungen vor. Angesichts dieser Situation erscheint es zweckmäßig, abzuwarten, welche Auswirkungen die Einführung der verbindlichen Quoten in den drei Mitgliedstaaten haben wird, und zu einem späteren Zeitpunkt auf der Grundlage der Erfahrungen dieser Mitgliedstaaten die Ausarbeitung einer verbindlichen Regelung für alle Mitgliedstaaten der EU in Angriff zu nehmen. Die Einführung von verbindlichen Quoten kann man als äußerste Maßnahme betrachten, die nur in Fällen zur Anwendung kommt, in denen alle anderen, weniger eingreifenden Maßnahmen zu keinem Ergebnis führen. Da die Initiative „Mehr Frauen in Vorstandsetagen – Selbstverpflichtung für Europa“, mit der börsennotierte Unternehmen in Europa aufgefordert wurden, sich freiwillig dazu zu verpflichten, den Frauenanteil in ihren Leitungsorganen bis 2015 auf 30 % und bis 2020 auf 40 % zu erhöhen, erst 2011 von der Kommission eingeleitet wurde, erscheint eine auf verbindliche Quoten gestützte Regelung verfrüht, auch weil nicht alle Instrumente ausgeschöpft wurden, zum Beispiel weniger eingreifende Maßnahmen, wie etwa Koordinierungsmechanismen (Methode der offenen Koordinierung) oder sonstige in Artikel 153 Absatz 2 Buchstabe a AEUV genannte Instrumente, wie beispielsweise die Verbesserung der Kenntnisse, der Austausch von Informationen und bewährten Praktiken, oder die Unterstützung innovativer Herangehensweisen. 

· Voraussichtlicher Zeitplan für die Erörterung des Vorschlags in den Organen der EU 
Steht noch nicht fest.

· Schlussfolgerung:

Der Ausschuss für europäische Angelegenheiten

1. n i m m t  die Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an wirtschaftlichen Führungspositionen – ein Beitrag zu intelligentem, nachhaltigem und integrativem Wachstum sowie die Stellungnahme der Regierung zu dieser Mitteilung z u r  K e n n t n i s; 

2. n i m m t  den Vorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen z u r  K e n n t n i s;
3. v e r t r i t t  d i e  A u f f a s s u n g, dass die eventuelle Festlegung rechtlich verbindlicher Quoten eine außerordentliche und extreme Lösung darstellt, die nur nach eingehender Debatte in den nationalen Parlamenten angenommen werden kann und auf die nur dann zurückgriffen werden darf, wenn alle anderen auf das Prinzip der Freiwilligkeit gestützten Maßnahmen versagt haben;   
4. f o r d e r t  d a h e r  d i e  R e g i e r u n g  a u f, bei den Beratungen im Rat der EU ihre Ablehnung des Richtlinienvorschlags zum Ausdruck zu bringen;
5. n i m m t gemäß Protokoll (Nr. 2) über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit e i n e  b e g r ü n d e t e  S t e l l u n g n a h m e zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen a n und i s t in Übereinstimmung mit der Tschechischen Regierung d e r  A u f f a s s u n g, dass die vorgeschlagene Richtlinie gegen das Subsidiaritätsprinzip verstößt, da positive Maßnahmen gemäß Artikel 157 Absatz 4 AEUV auf möglichst bürgernaher Ebene, also hier auf Ebene der Mitgliedstaaten, beschlossen werden sollten;
6. h ä l t den Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses bedeutenden Vorschlags f ü r  u n g l ü c k l i c h, da ein Teil der achtwöchigen Frist für die Abgabe einer begründeten Stellungnahme in die Weihnachtsferien fällt, wodurch der Zeitraum für die Beratungen in den nationalen Parlamenten faktisch verkürzt wurde;
7. b e a u f t r a g t  s e i n e n  V o r s i t z e n d e n, diesen Beschluss gemäß der Geschäftsordnung der Abgeordnetenkammer über die Präsidentin der Abgeordnetenkammer der Regierung, dem Präsidenten des Senats, dem Präsidenten des Europäisches Parlament, dem Präsidenten des Rates der Europäischen Union und dem Präsidenten der Europäischen Kommission zu übermitteln;
8. f o r d e r t  d i e  R e g i e r u n g  a u f,  ihn über die ergriffenen Maßnahmen und den weiteren Verlauf des Verhandlungen zu unterrichten.





(gez.) Soňa Marková

(gez.) Josef Šenfeld


(gez.) Viktor Paggio

(gez.) Jan Bauer

Prüfer des Ausschusses
Berichterstatter des Ausschusses   Ausschussvorsitzender 

� Vgl. Wortlaut der Begründung zum Richtlinienvorschlag COM(2012) 614. In der tschechischen Übersetzung des Richtlinienvorschlags wird – entgegen der in der Fachliteratur verwendeten  Terminologie und abweichend von der offiziellen Übersetzung ins Englische, Italienische, Französische und Spanische der Begriff „pozitivní diskriminace“ verwendet. Begriffsmerkmal der Diskriminierung ist die Benachteiligung, wohingegen Begriffsmerkmal der positiven Maßnahme die Begünstigung ist, die den bislang benachteiligten Gruppen gewährt wird. Vgl. Bobek M., Boučková P., Kühn Z. Rovnost a diskriminace (Gleichheit und Diskriminierung). Prag: C.H. Beck, 2007, S. 22 ff. . Ferner zu diesem Thema z.B. Havelková B. Rovnost v odměňování žen a mužů (Gleiche Entlohnung von Frauen und Männern.) Prag: Auditorium, 2007.


� Vgl. Bobek M., Boučková P., Kühn Z. Rovnost a diskriminace (Gleichheit und Diskriminierung). Prag: C.H. Beck, 2007, S. 28. 


� Empfehlung des Rates 84/635/EWG vom 13. Dezember 1984 zur Förderung positiver Maßnahmen für Frauen


� 2010/2115(INI).


� Entschließung des Europäischen Parlaments 2010/2115 (INI) vom 6. Juni 2011 und Entschließung des Europäischen Parlaments 2011/2244 (INI) vom 13. März 2012.


� Frauen in Entscheidungsprozessen in der EU – Fortschrittsbericht, S. 13. Abrufbar unter: http://ec.europa.eu/justice/newsroom/gender-equality/opinion/files/120528/women_on_board_progress_report_en.pdf


� Siehe zum Beispiel die EuGH-Entscheidungen in den Rechtssachen C-450/93 „Kalanke“, C-409/95 „Marschall“ und C-407/98 „Abrahamsson“.


� Richtlinie 76/207/EWG zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zu Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen.


� Lansing P., Sitara Chandra. Quota Systems as a Means to Promote Women into Corporate Boardrooms. Employee Relations Law Journal. Vol. 38. N. 3. Winter 2012, S. 5.


� ebd. 


� ebd.


� Aufgrund des dualen Leitungssystems von Aktiengesellschaften in der Tschechischen Republik beziehen sich die Angaben sowohl auf die Vertretung in Vorständen als auch in Aufsichtsräten.


� Für nähere Einzelheiten siehe z.B. Nicolson D. „Affirmative Action in Legal Profession“, Journal of Law and Society, Vol. 33. N. 1. March 2006, S. 115 ff. 


� Kenneth R. Ahern, Amy K. Dittmar: The Changing of the Boards: The Value Effect of a Massive   Exogenous Shock, University of Michigan (May 2010).


� Mitteilung COM(2012)0615, S.15.


� Artikel 157 Absatz 3 AEUV: Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung des Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen, einschließlich des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit.


� Artikel 157 Absatz 4 AEUV: Im Hinblick auf die effektive Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Männern und Frauen im Arbeitsleben hindert der Grundsatz der Gleichbehandlung die Mitgliedstaaten nicht daran, zur Erleichterung der Berufstätigkeit des unterrepräsentierten Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen.


� Auf eine solche Auslgegung deutet auch die weite Auslegung des Europäischen Gerichtshofs im Bereich der Bekämpung von Diskriminierung hin.


� Artikel 19 Absatz 1 AEUV:  Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge kann der Rat im Rahmen der durch die Verträge auf die Union übertragenen Zuständigkeiten gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.
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